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W
ir lassen uns von der tech-
nizistischen, neoliberalen
und von Illusionen des
Egalitarismus geprägten
Ideologie des ‚Global Village‘ nicht
täuschen : Wegen des technologi-
schen Grabens und der ungleich ver-
teilten Kenntnisse bedeutet das Inter-
net nicht Wissen für alle, sondern es
macht einmal mehr eine Welt der
zwei Geschwindigkeiten deutlich.“
Dies schrieb Olivier Barlet im Jahr
2000 in einem Leitartikel zu Africul-
tures1. Wie steht es damit zwei Jahre
später, im Vorfeld des Weltgipfels
über die Informationsgesellschaft
(WSIS)? Wie werden das Potenzial
und die Gefahren der Informationsge-
sellschaft wahrgenommen ?
„Brot für alle“ ist der Ansicht, dass
die neuen Informations- und Kom-
munikationstechnologien (NIKT)
eine Chance sein können. Mit den
drahtlosen Technologien zum Bei-
spiel – allgemein bekannt unter dem
Kürzel WiFi – kann man die Investi-
tion in teure und schnell veraltete
Infrastrukturen limitieren2. Die Ent-
wicklung der Kommunikationsmittel
erleichtert die Schaffung von Daten-
banknetzwerken und kann den Einbe-
zug der Bevölkerung stärken. Ihre
Anwendungen in Fernmedizin und
Fernunterricht oder die Schaffung
von Zentren mit kollektivem Zugang
sind wichtige Instrumente im Kampf
gegen die Armut.
Aber die NIKT sind nicht Zweck,
sondern Mittel. Ohne klaren politi-
schen Willen, ohne einen Paradig-
menwechsel ist das Erreichen eines
gerechten „globalen Dorfes“ eine
Illusion. Heute nutzen nur 5% der
Weltbevölkerung das Internet, und
von diesen leben 88 % in den Län-
dern des Nordens. Im Süden wird das
Internet vor allem von Männern aus
städtischen Gebieten und mit guter
Ausbildung genutzt. So wie sich die
Dinge heute entwickeln, vergrössert
die Informationsgesellschaft dem-
nach die wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Gräben.
Wird sich der politische Wille am
Weltgipfel über die Informationsge-
sellschaft einstellen? Die Resultate
der ersten Vorbereitungskonferenzen
lassen Zweifel aufkommen. Für Brot
für alle müsste die in der ersten Phase
des Gipfels in Genf verabschiedete
Erklärung im Grundsatz auf den
bestehenden rechtlichen Rahmen auf-
bauen, namentlich auf der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte
(1948). Artikel 19 dieser Erklärung
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hält fest, dass „jeder Mensch das
Recht auf Meinungsfreiheit und auf
freie Meinungsäusserung“ hat. „Die-
ses Recht schliesst die Freiheit ein,
Meinungen ungehindert äussern sowie
die Freiheit in Medien – jeder Art
und ohne Rücksicht auf Grenzen –
Informationen und Gedankengut zu
suchen, zu empfangen und zu verbrei-
ten“. Das entspricht auch den wesent-
lichen Forderungen der Zivilgesell-
schaft : Zugang aller zu den
Kommunikationsmitteln (Infrastruktu-
ren) sowie zum Empfang und zur
Erzeugung von Information (Inhalte).
Zwar sind sich die Regierungen in der
Anerkennung dieser Prinzipien mehr
oder weniger einig; die Umsetzung
stockt jedoch aus mindestens drei
Gründen:
Erstens muss für eine Respektierung
des Rechts auf Kommunikation der
Mensch ins Zentrum gestellt werden.
Dies ruft die Schweizer Plattform für
die Informationsgesellschaft – ein
Verband von Nichtregierungsorgani-
sationen und Medienleuten, die sich
am WSIS-Prozess beteiligen – seit
ihrer Gründung 2002 immer wieder in
Erinnerung. Im WSIS-Prozess jedoch
wird „der Schwerpunkt mehr auf die
Infrastrukturen (für den Süden) und
die potenziellen Märkte (für den Nor-
den) als auf die wirklichen Rechte
und Bedürfnisse der Menschen und
der Gemeinschaften gelegt“3.
Zweitens bedingt der Aufbau einer
demokratischen und partizipativen
Informationsgesellschaft eine Grund-
satzdebatte über Fragen wie Rechte
des geistigen Eigentums, Respektie-
rung der Menschenrechte und der
freien Meinungsäusserung sowie
Medienkonzentration. All diese The-
men stehen im Zentrum der Anliegen
der Zivilgesellschaft4. In den offiziel-
len Verhandlungen des Gipfels neh-
men sie aber jetzt schon lediglich
einen kleinen Platz ein oder sind gar
ausgeschlossen.
Und schliesslich fehlt jede konkrete
Verpflichtung : Um den digitalen Gra-
ben zu überwinden und den Zugang
zu Mitteln und Inhalten der Informa-
tion für alle zu ermöglichen, sind
innovative öffentliche Politiken und
bedeutende Finanzen nötig. Aber der
Vorschlag zur Schaffung eines inter-
nationalen Solidaritätsfonds für die
Informationsgesellschaft und die
Unterstützung für freie Software –
um nur zwei Beispiele zu nennen –
stossen im Rahmen des WSIS kaum
auf Echo. Die Empfehlungen, die den
Entwicklungsländern zur Überwin-
dung des digitalen Grabens abgege-
ben werden, gehen alle in die gleiche
Richtung : Den Telekommarkt privati-
sieren, stabile und attraktive gesetzli-
che Rahmenbedingungen für die Pri-
vatunternehmen einführen und sich an
öffentlich-privaten Partnerschaften




und der Internationalen Fernmelde-
union (UIT) sind bekannt : Sie erlau-
ben es nicht, für die benachteiligten




3 Website der Schweizer Plattform zur Informationsgesellschaft : <www.comunica-ch.net.>.
4 Vgl. z.B. die Kampagne CRIS (Communication Rights in the Information society) <www.crisinfo.org>.
5 Vgl. dazu die Artikel von Jean-Louis Fullsack, namentlich, L’UIT, la vieille dame des télécommuni-
cations dans la tourmente libérale <www.globenet.org/csdptt.> und die Artikel von Annie Chéneau-
Loquay : <www.africanti.org>.
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Zum Aufbau einer wirklichen Part-
nerschaft, und um Lösungen für die
Probleme der Informationsgesell-
schaft zu finden, müssen deshalb
dringend neue Formen der
Zusammenarbeit, der Beratung oder
gar der Regierungstätigkeit gefunden
werden. Mehr als in jedem anderen
Bereich besitzen die Zivilgesellschaft
und der Privatsektor ein Know-how
und eine Kreativität, welche beim
künftigen Aufbau der Informationsge-
sellschaft einbezogen werden müssen.
Deshalb hat die Schweizer Plattform
zur Schaffung einer hochrangigen
schweizerischen Task-Force aufgeru-
fen, in der all diese Akteure vertreten
sein sollten, welche einen Beitrag
zum Prozess des Gipfels leisten kön-
nen (Verantwortliche der zuständigen
Ämter, Parlamentsmitglieder, Dele-
gierte des Privatsektors, der Zivilge-
sellschaft und der Medien). Eine sol-
che wirklich tripartite, ständige und
transparente Task-Force wäre der Ort,
wo namentlich die Positionen und
Vorschläge der Schweiz für den Gip-
fel ausgehandelt und erarbeitet wer-
den sollten. Wenn die Schweizer
Regierung diesen Vorschlag annimmt,
könnte sie damit ein Beispiel geben,
und die offiziellen Texte des Gipfels,
welche die Ausarbeitung neuer tripar-
titer Beratungsformen verlangen,
wortwörtlich befolgen6.
6 Vgl. zum Beispiel die Resolution 56/183 der UNO-Generalversammlung, welche „nichtstaatliche
Organisationen und den Privatsektor“ ermutigt, „zu dem zwischenstaatlichen Vorbereitungsprozess

























Die digitale Kluft wird immer tiefer zwischen Kindern, die in der
Schule Internet haben… Kindern ohne Internet in der Schule… und
Kindern ohne Schule !
